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A. Problem 

Seelische Erkrankungen sind die häufigsten Erkrankungsformen 
unserer Gesellschaft. Entgegen noch verbreiteter Auffassung, 
sind seelische Erkrankungen weitgehend nicht unheilbar, viel- 
mehr können diese bei Anwendung moderner Verfahren zu 
einem hohen Prozentsatz geheilt oder wesentlich gebessert 
werden. Obwohl diese Möglichkeiten bekannt sind, konnten 
diese bisher aus den verschiedensten Gründen nur ungenügend 
genutzt werden. 

B. Lösung 

Um eine Lösung dieses Problems zu erreichen, sollte versucht 
werden, eine grundlegende Verbesserung der gegenwärtigen 
Verhältnisse hinsichtlich der Verminderung und Behandlung 
der seelisch Erkrankten zu erreichen. Da die tatsächlichen 
Situationen in den verschiedenen Bundesländern äußerst unter- 
schiedlich sind, bedarf es umfassender Regelungen, um daraus 
Ansätze für wesentliche Verbesserungen zu erzielen. Die beab- 
sichtigte Enquete ist eine unabdingbare Notwendigkeit, um 
diese Wege aufzuzeigen. 

C. Alternative 

Durch entscheidende Untersuchungen im Rahmen einer Enquete 
sollte festgestellt werden, welche Möglichkeiten zur Beseiti- 
gung dieses Zustandes sich im einzelnen ergeben. Dabei dürften 
die modernen Auffassungen über die Unterbringung und die 
Entwicklung der Sozialpsychiatrie besonders richtungweisend 
sein. Es gilt, von dem gegenwärtigen traditionellen Zustand in 
modernes Neuland vorzustoßen. 

D. Kosten 

Für die im Zusammenhang mit der Erstellung der Enquete im 
Haushaltsjahr 1971 erwachsenden Kosten stehen Mittel in Höhe 
von 100 000 DM im Bundeshaushalt zur Verfügung. Die Höhe 
der in künftigen Haushaltsjahren entstehenden Kosten kann 
derzeit im einzelnen nicht beziffert werden. 
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betr. Situation der Psychiatrie in der Bundesrepublik 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Schmidt (Krefeld) 


Vorliegender Antrag wurde am 5. März 1970 ein- 
gebracht und am 17. April 1970 in der 44. Sitzung 
des Deutschen Bundestages beraten. Alle Redner 
waren sich darin einig, daß der derzeitige Zustand 
der Psychiatrie in der Bundesrepublik Deutschland 
dringend einer Reform bedarf, daß der Mangel an 
Ärzten und Pflegepersonal überwunden und die 
Frage der Rehabilitation noch mehr in den Vorder- 
grund gestellt werden muß. Dabei sind Vorurteile 
der Gesellschaft abzubauen, die leider immer noch 
den psychisch kranken Menschen anders beurteilt 
als den physisch Kranken. Es ist in der Nachfür- 
sorge zu berücksichtigen, daß die Psychopharmaka 
die Resozialisierung erleichtern helfen, und es wird 
die Ansicht vertreten, daß in Allgemeinkranken- 
häusern psychiatrische Abteilungen gebildet wer- 
den sollten und daß die Zeit der Isolation psychisch 
Kranker endgültig vorbei sein müsse. Auch die Ju- 
gendpsychiatrie und das Problem der Suchtkranken 
sei intensiver und gezielter anzugehen. 

Gemäß dem Beschluß des Ältestenrates wurde der 
Antrag dem Ausschuß für Jugend, Familie und Ge- 
sundheit überwiesen. 

Der Ausschuß beschloß in seiner 10. Sitzung am 
23. April 1970 die Anhörung von Sachverständigen. 
Vorher wurde interfraktionell geklärt, welche Sach- 


verständigen und zu welchen Teilbereichen sie ge- 
hört werden sollen. 

Der Ausschuß legte in seiner 14. Sitzung am 
17. September 1970 eine Liste der geladenen Sach- 
verständigen vor und beschloß die Anhörung 
öffentlich am 8, Oktober 1970 in Bonn durchzufüh- 
ren. 

Bei der Anhörung am 8. Oktober 1970 stellten 
die 13 Wissenschaftler einmütig die Kernfrage, ob 
die Gesellschaft in der Zukunft bereit sei, alles Nö- 
tige zu tun, um der psychiatrischen Betreuung in 
der Bundesrepublik Deutschland den ihr zukom- 
menden Platz zu sichern. Schließlich seien es etwa 
10 bis 12 Prozent der Gesamtbevölkerung, die einer 
psychiatrischen Betreuung bedürfen. Sie gaben zu 
bedenken, daß die Träger der psychiatrischen An- 
stalten in diesem Jahrzehnt rund 3 Milliarden DM 
zur baulichen Verbesserung ihrer Häuser benötig- 
ten und daß sie staatliche Bezuschussung im Hin- 
blick auf die niedrigen Pflegesätze für unausweich- 
lich hielten. Sie schlugen vor, daß die Vergabe staat- 
licher Mittel an Krankenhäuser von der Einrichtung 
psychiatrischer Betten abhängig sein sollte. Die 
Sachverständigen bestätigten, daß die Psychophar- 
maka gegenüber früher eine schnellere Entlassung 
zuließen, doch fehle es an der personellen und orga- 
nisatorischen Voraussetzung für eine ambulante 
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Weiterbehandlung . Es fehle sowohl an qualifizier- 
ten Fachärzten, Schwestern und Pflegern. Es sei zu 
berücksichtigen, daß sich das Berufsbild der in der 
Psychiatrie Beschäftigten in Zukunft weiter verän- 
dern werde. Es werde die Kooperation und Koordi- 
nation aller in der Psychiatrie Tätigen notwendig, 
besonders auch der Einsatz der Psychologen, So- 
ziotherapeuten und Laienhelfer. Es würden stärker 
in den Vordergrund rücken die Arbeits-, Beschäfti- 
gungs-, Gruppen- und Verhaltenstherapie. Auch die 
Rehabilitation, Resozialisierung und die Jugend- 
psychiatrie würden vorrangig. 

Der Ausschuß beschloß weiterhin, nach Vorliegen 
des Wortprotokolls über die Einzelheiten einer In- 
formationssitzung in einem Landeskrankenhaus oder 
einer anderen für das psychiatrische Krankenhaus- 
wesen typischen Krankenanstalt zu befinden. Es 
wurde Emmendingen hierfür vorgeschlagen. 

Am 22. April 1971 besichtigte der Ausschuß das 
Landeskrankenhaus Emmendingen mit seinen Neu- 
bauplanungen und besuchte die einzelnen Abtei- 
lungen. 

Am 23, April 1971 setzte der Ausschuß seine öf- 
fentliche Anhörung von Sachverständigen im Lan- 
deskrankenhaus Emmendingen fort. Er hörte Psy- 
chologen, Therapeuten, Sozialarbeiter und Pfleger. 

Die Anhörung ergab als wesentliche Punkte: 

1. Abbau der Vorurteile gegen den psychisch Kran- 
ken in unserer Gesellschaft; 


2. Ausbau einer modernen und sinnvollen Arbeits- 
und Beschäftigungstherapie in den stationären 
Einrichtungen; 

3. Schaffung von beschützenden Werkstätten mit 
dem Ziel einer vollen beruflichen Eingliederung; 

4. Errichtung von Tages- und Nachtkliniken, Über- 
gangsheimen, Ambulanzen, Beratungsstellen so- 
zialpsychiatrischer Dienste; 

5. Schaffung von psychiatrischen Abteilungen in 
Allgemeinkrankenhäusern und Verbesserung 
der vorhandenen Einrichtungen; 

6. Verbesserung der Ausbildung, Fort- und Weiter- 
bildung aller psychiatrisch Tätigen mit der Her- 
anbildung zur Teamarbeit, Koordination und Ko- 
operation; 

7. Ausschöpfung aller therapeutischen Kapazitäten 
zur Verbesserung der Gesamtsituation in der 
Psychiatrie. 

Nach Durchführung der Sitzung des Ausschusses 
für Jugend, Familie und Gesundheit in Emmendin- 
gen am 23. April 1971 schlägt der Berichterstatter 
vor, die Bundesregierung zu beauftragen, auf der 
Grundlage des Antrages VI/474 und unter Berück- 
sichtigung beider Anhörungen eine Enquete durch- 
führen zu lassen und das Ergebnis dem Bundestag 
vorzulegen. Die Mitglieder des Ausschusses für 
Jugend, Familie und Gesundheit haben sich diesem 
Vorschlag in der 46. Sitzung am 9. Juni 1971 ein- 
stimmig angeschlossen. 


Bonn, den 9. Juni 1971 


Dr. Schmidt (Krefeld) 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Bundestag ersucht die Bundesregierung, eine 
Enquete über die Lage der Psychiatrie in der 
Bundesrepublik Deutschland erstellen zu lassen. 
Als Grundlage sollen die in der Drucksache 
VI/474 enthaltenen Bereiche und die sich aus den 
beiden Sachverständigenanhörungen entwickel- 
ten Schwerpunkte dienen. 


Die Enquete sollte dem Bundestag zum baldmög- 
lichsten Zeitpunkt vorgelegt werden. Falls sich 
die Vorlage der gesamten Enquete verzögern 
sollte, sollen dem Bundestag Zwischen- und Teil- 
berichte vorgelegt werden; 

2. Der Antrag — Drucksache VI/474 — wird für er- 
ledigt erklärt. 


Bonn, den 9. Juni 1971 


Der Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 

Hauck Dr. Schmidt (Krefeld) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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